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Unaufgeforderte Stellungnahme des Deutschen Studierendenwerks e.V. (DSW) 
zum Referentenentwurf des Bundesministeriums der Jus�z (Stand 22.03.2024) 

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2022/2464 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 
537/2014 und der Richtlinien 2004/109/EG, 2006/43/EG und 2013/34/EU hinsichtlich der 
Nachhal�gkeitsberichterstatung von Unternehmen 

Das Deutsche Studierendenwerk (DSW) ist der Dachverband der 57 Studenten- und Studierenden-
werke in Deutschland. Zu unseren Satzungsaufgaben gehört die poli�sche Vertretung der 
berech�gten Interessen unserer Mitglieder, die auf Grundlage von Landeshochschul- bzw. Landes-
studierendenwerksgesetzen Aufgaben der öffentlichen Daseinsvorsorge, insbesondere der sozialen 
Förderung von Studierenden, wahrnehmen. 

Grundsätzliche Überlegungen zur Nachhal�gkeitsberichtspflicht im öffentlichen Sektor  
Mit vorliegendem Referentenentwurf sollen die europäischen Vorgaben zur Nachhal�gkeitsbericht-
erstatung in na�onales Recht umgesetzt werden. Wesentliches Ziel ist, den Anlegern an den 
Kapitalmärkten Informa�onen zu liefern. Dazu ist für die Vergleichbarkeit erforderlich, gleichwer�ge 
rechtliche Mindestanforderungen für den Umfang der Informa�onen, die von im Wetbewerb 
stehenden Unternehmen zu veröffentlichen sind, festzulegen. 

Insofern erfolgt eine Anpassung des § 289b Absatz 1 HGB an die Delegierte Richtlinie (EU) 2023/2775 
(ABl. L, 2023/2775, 21.12.2023), dass zur Erstatung eines Nachhal�gkeitsberichts für Kapitalgesell-
scha�en, die groß im Sinne des § 267 Absatz 3 Satz 1 und Absätze 4 bis 5 oder kapitalmarktorien�ert 
im Sinne des § 264d und keine Kleinstkapitalgesellscha� (§ 267a) sind, verpflichtet werden. Das Ge-
setz wird damit ausdrücklich an große Kapitalgesellscha�en bzw. kapitalmarktorien�erte 
Organisa�onen, also juris�sche Personen des Privatrechts, adressiert. Es ist darauf ausgerichtet, den 
Share- und Stakeholdern von großen Kapitalgesellscha�en und kapitalmarktorien�erten Unterneh-
men, also u.a. Anlegern, Kreditgebern, Lieferanten Informa�onen zur wirtscha�lichen Situa�on bzw. 
Solidität des Unternehmens zu geben.  
Die europäische Richtlinie und der vorliegende Entwurf zur Umsetzung in na�onales Recht zielen 
daher ebenso wenig wie die EU-Bilanzrichtlinie (vgl. Anhang I und Anhang II der Richtlinie 
2013/34/EU vom 26.06.2013) darauf ab, Einrichtungen in anderen Rechtsformen einzubeziehen. Ins-
besondere juris�sche Personen des öffentlichen Rechts werden vom CSRD und dem vorliegenden 
Gesetzesentwurf nicht erfasst und zur Nachhal�gkeitsberichterstatung verpflichtet, weil die Vorga-
ben nicht zu den bestehenden Strukturen der öffentlichen Hand passen.  



In den letzten Jahrzehnten sind jedoch in Bundesländern insbesondere aus Gründen der Transparenz 
entweder durch den Landesgesetzgeber oder durch freiwillige Selbstverpflichtungen (in der Grund-
ordnung bzw. Satzung) Regelungen in Kra�, die für Einrichtungen des öffentlichen Sektors, wie z.B. 
öffentliche Körperscha�en bzw. Anstalten des öffentlichen Rechts, eine erweiterte Jahresabschlus-
serstellung analog zu großen Kapitalgesellscha�en vorsehen. Damit werden juris�sche Personen des 
öffentlichen Rechts unabhängig von ihrer Rechtsform oder ihrer tatsächlichen Größe verpflichtet, 
wie große Kapitalgesellscha�en zu bilanzieren und einen Lagebericht zu erstellen. Hierfür gab und 
gibt es gute Gründe, die aber eben nichts mit der Frage der Nachhal�gkeitsberichterstatung zu tun 
haten und haben. In der Folge würden aber durch diesen mitelbaren Bezug die EU-Neuerungen zur 
Nachhal�gkeitsberichterstatung nicht auf alle, aber indirekt auf einen erheblichen Teil öffentlicher 
Einrichtungen in Deutschland Anwendung finden und zwar sofort mit Umsetzung der Richtlinie.  

Durch die beschriebene Dynamik würde die CSRD-Berichtspflicht nun auch für Einrichtungen aus 
dem Hochschul- und Wissenscha�sbereich wie Hochschulen und Studierendenwerke greifen, die 
strukturell überhaupt nicht in die Systema�k der Berichterstatung passen. Diese Einrichtungen sind 
mit den Anforderungen an die geplante Nachhal�gkeitsberichterstatung nach HGB in der Regel 
überfordert. Die verschiedenen Akteure im Hochschulwesen tragen gemeinsam zum Gelingen aka-
demischer Ausbildung, zu Innova�onen und der Lösung von Zukun�saufgaben bei. Der 
Betrachtungsrahmen für die Zukun�sthemen Klimaschutz und Nachhal�gkeit kann daher für zuwen-
dungsgeförderte juris�sche Personen aus dem Hochschulbereich nicht so gefasst sein wie für 
kapitalmarktorien�erte Unternehmen. 

Rechtslage für die Studenten- und Studierendenwerke aufgrund des Referentenentwurfs 
Die Studenten- und Studierendenwerke sind mehrheitlich als Landesanstalten des öffentlichen 
Rechts organisiert. Sie übernehmen Aufgaben der sozialen Förderung von Studierenden aufgrund 
von Landeshochschul- bzw. Landesstudierendenwerksgesetzen. Im Rahmen der öffentlichen Da-
seinsvorsorge sind sie als Ämter für Ausbildungsförderung in 15 Bundesländern behördlich tä�g, 
darüber hinaus sind sie zuständig für die hochschulnahe Grundversorgung der Studierenden mit Es-
sen, für die studen�sche Wohnraumversorgung, für die psychosoziale Beratung der Studierenden 
und die Betreuung ihrer Kinder in Kitas. 
Die Studierendenwerke finanzieren sich entsprechend in erheblichem Umfang über öffentliche Zu-
wendungen und Beiträge der Studierenden. Sie sind nicht gewinnorien�ert, geschweige denn 
kapitalmarktorien�ert. Ein Teil der für die Studierendenwerke geltenden Landesgesetze (ca. 50%) 
sehen allerdings eine Bilanzierung wie für große Kapitalgesellscha�en vor; zum Teil ist eine Bilanzie-
rungspflicht wie für große Kapitalgesellscha�en in Satzungen verortet. Damit wäre ein Teil unserer 
Mitglieder zur Anwendung des Gesetzes auf Unterlagen der Einzelrechnungslegung für ein nach dem 
31. Dezember 2024 beginnendes Geschä�sjahr verpflichtet, ein Teil jedoch nicht.

Welches Studierendenwerk von der Berichtspflicht betroffen ist und welches nicht, ist dabei rein 
zufällig, je nachdem ob ein entsprechende Landesregelung oder eine satzungsrechtliche Selbstver-
pflichtung vorliegt oder nicht. Auch wenn es in einzelnen Ländern bereits entsprechende 
Änderungsschrite gibt: Eine Änderung von Landesgesetzen und Satzungen ist aufgrund der kurzen 



Umsetzungsfrist und der damit verbundenen verfahrenstechnischen Fragen umfassend nicht mehr 
oder nur schwer möglich. Somit wird es aufgrund der unterschiedlichen Ausgestaltung der Landes-
gesetze und Satzungen zu uneinheitlichen Verhältnissen im Bundesgebiet kommen. Zur Wahrung 
der einheitlichen Verhältnisse wäre daher eine bundesrechtliche Regelung geboten. 

Die Studierendenwerke verfügen nicht über die notwendige sachliche und personelle Ausstatung, 
um für das nächste Jahr wie große Kapitalgesellscha�en zu den geforderten Nachhal�gkeitsaspekten 
zu berichten. Zusätzliche öffentliche Mitel werden unseres Wissens nicht zur Verfügung gestellt. Das 
bedeutet, dass es zu einer Überlastung unserer Mitglieder kommen würde und eine ordnungsge-
mäße Berichterstatung voraussichtlich nur kompensiert werden könnte, indem Mitel für die 
Erfüllung der Kernaufgaben eingespart und für die Berichterstatung eingesetzt werden. Auch die EU 
hat die Möglichkeit von Überlastungen gesehen und ggf. Straffungen von Pflichten für bes�mmte 
Unternehmensgruppen angeregt (vgl. Delegierte Richtlinie (EU) 2023/2775, Erwägungsgrund 1).  

Für die Studierendenwerke können wir im Übrigen darauf hinweisen, dass sie sich seit Jahren für 
nachhal�ges Wirtscha�en einsetzen und beispielsweise im Bereich Gemeinscha�sverpflegung eine 
Vorreiterrolle einnehmen. Aktuell haben wir als Dachverband begonnen, Empfehlungen für eine 
Nachhal�gkeitsberichterstatung zu entwickeln, die auf das spezifische Leistungsspektrum der Stu-
dierendenwerke abstellen und die geltenden Rahmenbedingungen der Studierendenwerke als 
Landesanstalten des öffentlichen Rechts berücksich�gen.  

Notwendige Anpassungen des Referentenentwurfs 
Wir fordern daher, die Studierendenwerke als juris�sche Personen des öffentlichen Rechts, die auf-
grund von Landesgesetzen bzw. Satzungen nur mitelbar in den Anwendungsbereich des Gesetzes 
fallen, grundsätzlich von der Verpflichtung einer Nachhal�gkeits-Berichterstatung im Umfang gro-
ßer Kapitalgesellscha�en auszunehmen.  

Hilfreich wäre eine Klarstellung im Gesetz, dass die Verpflichtung zur Nachhal�gkeitsberichterstat-
tung gemäß § 289 b HGB (neu) nur für die im 3. Buch, zweiter Abschnit des Handelsgesetzbuches 
genannten Rechtsformen gelten und eine mitelbare Anwendung aufgrund landesrechtlicher oder 
sons�ger untergesetzlicher Regelungen ausgeschlossen ist.  

Ersatzweise muss geprü� werden, ob bzw. inwieweit in Abs�mmung mit den EU-Vorgaben eine ausrei-
chende Übergangsfrist zur Anpassung landespezifischer Regelungen und nachfolgender Bes�mmungen 
(in Satzungen/Grundordnungen) eingeräumt werden kann.    
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